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Die Schande 
Europas

Von Ansgar Warner

Am 20. Juni ist „Weltflücht-
lingstag“. Noch nie war der Titel 
stimmiger: Derzeit sind so viele 
Menschen wie noch nie auf der 
Suche nach einem Refugium. 
Etwa 80 Millionen Menschen 
weltweit, ungefähr ein Prozent 
der gesamten Weltbevölkerung, 
die meisten davon sind Binnen-
flüchtlinge, bleiben also im eige-
nen Land. Die genaue Zahl wird 
man am 20. Juni dem Jahresbe-
richt des UNHCR entnehmen 
können. Also jener für Flücht-
linge zuständigen Organisation 
der Vereinten Nationen, die für 
die Ausrichtung des Weltflücht-
lingstags verantwortlich ist.

Wie dramatisch die aktu-
elle Lage allein an den EU-Au-
ßengrenzen ist, zeigen Medi-
enberichte der letzten Wochen: 
steigende Opferzahlen auf der 
lebensgefährlichen Mittelmeer-
route, überfüllte Sammellager 
in Griechenland, überrannte 
Grenzanlagen und gewaltsame 
Pushbacks in der spanischen 
Nordafrika-Exklave Melilla.

Als der UNHCR vor siebzig 
Jahren gegründet wurde, war 
die Hauptursache für die Men-
schenströme noch „made in 
Germany“. Schließlich hatte 
der vom Deutschen Reich aus-
gelöste Zweite Weltkrieg so viele 
Menschen ihrer Heimat beraubt 
wie noch nie zuvor. Inzwischen 
sind neben bewaffneten Kon-
flikten viele weitere Ursachen 
von Flucht und Vertreibung 
hinzugekommen. Die meisten 
davon hängen mit dem men-
schengemachten Klimawandel 
zusammen: etwa Dürren, Miss-
ernten, Unwetter, steigende 
Meeresspiegel.

Deutschland und die ande-
ren EU-Staaten gehören zwar 
zu den Hauptverursachern der 
Erderwärmung, gegen die Fol-
gen schotten sie sich jedoch im-
mer stärker ab. Das hat auch 
mit den politischen Folgen 
der sogenannten „Flüchtlings-
krise“ im Jahr 2015 zu tun. Al-
leine hierzulande beantragten 
damals mehr als 1,1 Millionen 
Frauen, Männer und Kinder 
Asyl. Meist Menschen, die aus 
dem umkämpften Norden Sy-
riens stammten.

Der plötzliche Zustrom löste 
eine Welle der Sympathie und 
tatkräftigen Hilfe aus der Mitte 
der Zivilgesellschaft aus. War es 
anfangs buchstäblich Nothilfe, 
so ging es bald um die Unterstüt-
zung bei der Integration in den 
Kommunen. 2018 kam eine Stu-
die des Bundesfamilienministe-
riums zu einer erfreulichen Bi-
lanz: Seit 2015 hatten 55 Prozent 
der Bevölkerung ab 16 Jahren 
Flüchtlinge in Deutschland un-
terstützt. Ende 2017 waren noch 
knapp 20 Prozent aktiv. Das En-
gagement reichte von Geld- oder 
Sachspenden bis hin zu ehren-
amtlicher Arbeit. Und egal ob in 
Ost oder West: Zwei Drittel der 
Helferinnen und Helfer beka-
men aus ihrem Umfeld positi-
ves Feedback.

Die begleitende „Wir schaf-
fen das“-Rhetorik auf der po-
litischen Ebene war zu diesem 
Zeitpunkt schon verhallt. Statt 
dessen schallte es: Boot voll, 
Schotten dicht. Schon vor Be-
ginn der Coronapandemie sank 
die Zahl der in Deutschland ge-
stellten Asylanträge stark, 2020 
erreichte sie mit 180.000 pro 
Jahr ein historisches Minimum. 
Nicht nur hierzulande setzen 
sich in der öffentlichen Debatte 
wieder altbekannte Denkmuster 
durch. Es gab schon immer of-
fiziell erwünschte und offizi-
ell unerwünschte Einwande-
rung. Dem Werben um Fach-
kräfte stand die Abschreckung 
von potenziellen Flüchtlingen 
durch eine immer rigidere Ge-
setzgebung gegenüber, von der 
unwürdigen Unterbringung in 
Sammelunterkünften und sozi-
aler Ausgrenzung bis zur gewalt-
samen Abschiebung.

Dabei sprechen neben hu-
manitären Gründen auch wirt-
schaftliche Aspekte für konti-
nuierliche Einwanderung – eine 
Win-win-Situation für die Län-
der, die sie zu nutzen wissen. So 
wirbt der UNHCR mit Erfolgsge-
schichten wie der von Toto, ei-
nem syrischen Flüchtling, der 
in Dänemark Aufnahme fand – 
und inzwischen eine feste An-
stellung bei MidtVask hat, ei-
nem Wäschereibetrieb für Kran-
kenhäuser. Nicht durch Zufall, 
sondern mit Absicht. In unse-
rem Nachbarland wurden den 

Flüchtlingen bezahlte Betriebs-
praktika im Rahmen eines staat-
lich finanzierten Programms 
angeboten, das neben Training 
on the Job auch Dänischkurse 
beinhaltet. Für die Privatwirt-
schaft lohnt sich das, denn Ar-
beitskräfte sind Mangelware. 
„Die Leute sagen: Ich habe ein 
Herz für Flüchtlinge“, so Midt-
Vask-CEO Pernille Lundvang, 
„Und ich sage: Ja, aber am Ende 
geht es ums Geschäft.“

In Zukunft setzt das Land aber 
offenbar auf Lose-lose. Die ge-
rade beschlossene Gesetzesno-
velle der sozialdemokratischen 
Regierung Dänemarks sieht vor: 
Wer Asyl erhält, soll zukünftig 
sein Dasein außerhalb des Lan-
des fristen – sprich in vorgelager-
ten Camps, zum Beispiel in nord-
afrikanischen „Partnerländern“. 
Der von der EU-Kommission 
Ende 2020 präsentierte „New 
Pact on Migration and Asylum“ 
geht aber auch schon fast so weit. 

Vorgeschlagen wird schließlich, 
Asylsuchende grundsätzlich erst 
mal in Lagern an den EU-Außen-
grenzen zu inhaftieren.

Was das bedeutet, zeigt die 
jahrelange Praxis in Griechen-

land, wo seit 2015 die meisten 
Flüchtlinge europäischen Bo-
den betreten. Dass in den völlig 
überbelegten griechischen La-
gern fundamentale Menschen-
rechte nicht eingehalten wer-
den, hat sogar der Europäische 
Gerichtshof bestätigt. Passiert 
ist allerdings nicht viel: Moria 
etwa, das berüchtigte Lager auf 
der Insel Lesbos mit zeitweise 
20.000 Bewohnern (Aufnah-
mekapazität: 2.800 Menschen), 
wurde nach dem verheerenden 
Brand im letzten Jahr zwar ge-
räumt. Aber im nahe gelegenen 
Ausweich-Zeltlager Kara Tepe 
leben die verbliebenen Flücht-
linge nun in einer ähnlich pre-
kären Lage. Insgesamt warten 
allein auf den griechischen In-
seln immer noch Zehntausende 
Menschen verzweifelt auf eine 
Besserung der Lage.

Dabei haben sich rund 250 
Kommunen in Deutschland 
und viele weitere Städte und 
Regionen in der Europäischen 
Union bereit erklärt, von dort 
Geflüchtete aufzunehmen. Die 
drei Bundesländer Berlin, Thü-
ringen und Bremen haben Lan-
desaufnahmeanordnungen er-
lassen, mithilfe derer sie um-
gehend Geflüchtete aufnehmen 
und aus den unmenschlichen 
EU-Hotspots evakuieren könn-
ten. Doch Bundesinnenminis-
ter Horst Seehofer (CSU) hat ihre 
Aufnahme abgelehnt.]

Denn Flüchtlinge werden in 
der EU vor allem als Sicherheits-
problem gesehen. Eine Win-

win-Situation scheint nur für 
die Verteidigungs- und Sicher-
heitsbranche zu bestehen. Seit 
2016 wurden mehr als 3 Milliar-
den Euro in die Erforschung von 
neuer Überwachungstechnik 
gesteckt. Die Spannbreite reicht 
von mit künstlicher Intelligenz 
aufgemotzten Lügendetekto-
ren über Handflächen-Scanner 
bis hin zu Kameradrohnen. Vie-
les, was der militärisch-indust-
rielle Komplex schon jetzt her-
stellt, wird von der finanziell 
üppig ausgestatteten EU-Grenz-
agentur Frontex an der mehr als 
100 Kilometer langen Hightech-
Grenzmauer zwischen Grie-
chenland und der Türkei einge-
setzt – etwa Wärmebildkameras 
oder Schallkanonen.

Die Rettung von Schiffbrüchi-
gen im Mittelmeer müssen da-
gegen inzwischen Aktivisten aus 
der Zivilgesellschaft überneh-
men, soweit sie nicht von offi-
zieller Seite aktiv daran gehin-
dert werden. Alleine in den letz-
ten acht Jahren wurden mehr als 
20.000 Flüchtlinge durch diese 
unterlassene Hilfeleistung um 
das Leben gebracht.

Das Gesamturteil zur eu-
ropäischen Flüchtlingspolitik 
hat wohl bisher niemand bes-
ser zusammengefasst als Jean 
 Ziegler, Soziologe und ehemali-
ger UN-Sonderberichterstatter – 
seine Anfang 2020 erschienene 
Streitschrift trägt den Titel: „Die 
Schande Europas“. Auch im Jahr 
2021 immer noch die passende 
Lektüre zum Weltflüchtlingstag.
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Fast täglich erreichen uns Bilder von Menschen, die auf der Flucht über das Mittelmeer in ihren überfüllten Booten in Seenot geraten.

Ein letzter Rettungsanker

Von Cordula Rode

No rescue, but alarm – seit sie-
ben Jahren hilft die Initiative 
Alarmphone flüchtenden Men-
schen, die auf dem Mittelmeer 
in Seenot geraten. Im Unter-
schied zu zivilen Hilfsorganisa-
tionen wie Sea-Watch oder Sea-
Eye, die eigene Schiffe und Hel-
fe r*in nen vor Ort einsetzen, ist 
es das Ziel des Notruftelefons, 
den in Lebensgefahr geratenen 
Menschen die Sicherheit zu ge-
ben, dass ihr Notruf an die Küs-
tenwache zusätzlich von einer 
weiteren Stelle wahrgenom-
men und weitergeleitet wird. 
Alarmphone gibt den Flüchten-
den eine zweite Stimme.

Die Initiative ist in den drei 
Mittelmeerbereichen mit 
den am häufigsten genutzten 
Fluchtwegen aktiv: in der Ägäis 
(zwischen Griechenland und 
der Türkei), im zentralen Mit-
telmeer (zwischen Libyen/Tune-
sien und Italien) und im west-
lichen Mittelmeer (zwischen 
Marokko und Spanien). Ehren-
amtliche Ak ti vis t*in nen in zahl-

reichen Städten in Nordafrika 
und Europa nehmen rund um 
die Uhr eingehende Notrufe an.

Die überlebenswichtigen 
Kern fragen können so schnell 
geklärt werden: Wie viele Men-
schen befinden sich an Bord 
des in Seenot geratenen Schif-
fes, in welchem Zustand ist das 
Schiff und wie sind seine GPS-
Koordinaten? Die Hel fe r*in nen 
leiten die erhaltenen Informa-
tionen an die Küstenwache der 
entsprechenden Region wei-
ter, beobachten deren Reaktion 
und dokumentieren das ge-
samte Geschehen vom Notruf 
bis zur Rettung. Sie sorgen da-
für, dass der Kontakt nicht ab-
bricht, indem sie im Bedarfsfall 
die Handys der Hilfesuchenden 
mit neuem Guthaben aufladen. 
Verzögert sich die Reaktion der 
zuständigen Behörden, wird 
versucht, durch öffentlichen 
Druck die Rettung zu beschleu-
nigen. Darüber hinaus werden 
zivile Frachtschiffe, Tanker und 
andere Schiffe, die in der Nähe 
sind, kontaktiert und um Unter-
stützung gebeten.

Verbreitet wird die Notruf-
nummer über direkte Kontakte 
in den Communitys der Mi gran-
t*in nen und Flüchtlinge in den 
wichtigen Transitländern Nord-
afrikas und in der Türkei. Flyer 
und Videos informieren über 
die Risiken der Überfahrt über 
das Mittelmeer, geben Hinweise, 
wie sich Gefahren verringern 
lassen, und weisen auf die Not-
fallnummer hin.

Fast 200 Menschen arbeiten 
für das transnationale, spenden-
finanzierte Netzwerk mit Grup-
pen in vielen Ländern nördlich 
und südlich des Mittelmeers. 
Die Ak ti vis t*in nen werden vor 
ihrem ersten Einsatz umfassend 
geschult. Grundlage dafür sind 
Handbücher mit Richtlinien 
und Handlungsanweisungen, 
die sich auf die Erfahrungen von 
Menschen stützen, die in den 

letzten Jahren selbst als Flüch-
tende das Mittelmeer überquert 
haben. Der Anwalt Muhammad 
al-Kashef gehört seit fünf Jah-
ren zum Berliner Team des Not-
ruftelefons und weiß aus eige-
ner Erfahrung, wie belastend die 
Einsätze sein können: „Manch-
mal fühlt man sich in der kon-
kreten Situation einfach nur 
hilflos. Und es ist schwer, nicht 
die Hoffnung auf Besserung zu 
verlieren.“

Als im April dieses Jahres 
130 Menschen vor der Küste Li-
byens mit ihrem Boot kenter-
ten und ertranken, war Aktivis-
tin Lara Dade vom Alarmphone 
im Dienst und erlebte die Ohn-
macht am eigenen Leib. Im taz-
Interview berichtete sie, dass 
keine der alarmierten Küsten-
wachen von Italien, Libyen und 
Malta den Menschen in Le-
bensgefahr zu Hilfe kam. Auch 
Frontex, die umstrittene Euro-
päische Agentur für die Grenz- 
und Küstenwache, blieb untätig, 
obwohl sie zeitweilig mit einem 
Flugzeug über dem Schlauch-
boot kreiste. Dades bitteres Fa-
zit: „Das war kein Bootsunglück 
– das war ein bewusstes Sterben-
lassen.“

Das restriktive europäische 
Grenzregime, das durch zu-
nehmende Militarisierung der 
Grenzen die flüchtenden Men-
schen auf immer gefährlichere 
Routen treibt, und der gleichzei-
tige Unwille der europäischen 
Staaten, bei der Rettung von in 
Seenot geratenen Menschen 
konsequent zu handeln sowie 
die gängige Praxis, die Geflüch-
teten gewaltsam und illegal in 
ihre Heimatländer zurückzu-
treiben (die sogenannten Push-
backs) sind aus Sicht des Netz-
werks die Ursachen für die vie-
len vermeidbaren Todesfälle im 
Mittelmeer.

Eine schnelle Lösung sieht 
Muhammad al-Kashef nicht: 
„Hier ist die Politik gefragt. Man 

muss nicht sofort alle Grenzen 
öffnen – aber es muss ein siche-
rer Weg für die Menschen gefun-
den werden, die in höchster Not 
und unter Einsatz ihres Lebens 
aus den für sie unerträglichen 
Lebensbedingungen in ihren 
Heimatländern flüchten.“ Und 
genau hier sieht auch Alarm-
phone seine Aufgabe: „Unser 
Netzwerk ist so viel mehr als 
nur ein Notruftelefon“, sagt al-
Kashef. „Wir wirken daran mit, 
die europäische Grenzpolitik in 
Frage zu stellen und zu verän-
dern und die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit auf die tödli-
chen Auswirkungen dieser Poli-
tik zu richten.“

Am 25. und 26. Juni wird die 
lange vorbereitete Konferenz 
„From the sea to the citys“, an 
der Alarmphone maßgebli-
chen Anteil hat, online und vor 
Ort in Palermo, Sizilien, stattfin-
den, Muhammad al-Kashef ge-
hört zu den geladenen Rednern. 
Denn während die EU eine Po-
litik der Abschreckung verfolgt, 
finden sich immer mehr Ge-
meinden und Städte in Europa, 
die bereit sind, Verantwortung 
für den Schutz von Menschen-
leben zu übernehmen, indem 
sie Geflüchtete aufnehmen und 
so den europäischen Gedanken 
neu beleben. Ziel der von den 
Bürgermeistern Potsdams und 
Palermos initiierten Konferenz 
ist die Schaffung eines solidari-
schen europäischen Netzwerks 
von Städten, Gemeinden und 
der Zivilgesellschaft und einer 
Politik, die beim Thema Mig-
ration endlich die Menschen-
rechte in den Mittelpunkt stellt.

Manchmal fühlt man 

sich in der konkreten 

Situation einfach  

nur hilflos
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Alarmphone & Co.

Bereits seit 2011 gibt es die Initiative Watch the Med, die Seenot-
fälle auf den Flüchtlingsrouten im Mittelmeer dokumentiert und 

Das Alarmphone entstand 2014 aus dem Wunsch heraus, diese 
Fälle nicht nur zu dokumentieren, sondern selbst eingreifen und den 

Ähnliche Zielsetzungen haben die Initiativen Alarm Phone Sahara 

die Wüste unterstützt, und der Pushback Alarm Austria, der seit 
Anfang dieses Jahres Menschen, die in Österreich angekommen 

-

Belgrad, Januar 2017: Es ist eis-
kalt, und die Flüchtlinge, die in 
der Stadt gestrandet sind, ha-
ben kaum etwas zu Essen. So 
beginnt eine Gruppe Freiwilli-
ger mit flüchtenden Menschen 
und für sie zu kochen – No Name 
Kitchen ist geboren. Als unab-
hängige Graswurzel-Bewegung 
hilft die Organisation seither 
unter dem Leitmotiv „Nobody 
needs charity when there is jus-
tice“ Menschen auf der Flucht – 
nicht nur in Belgrad, sondern 
auch an anderen Orten Serbi-
ens, Bosniens und Monteneg-
ros sowie außerhalb der Balkan-
route, unter anderem in Ceuta 
(Spanien). Allein im Norden Bos-
nien und Herzegowinas leben 
noch Hunderte Menschen un-
ter unmenschlichen Bedingun-
gen außerhalb offizieller Lager. 
No Name Kitchen verteilt Es-
sen, Kleidung und Hygienepa-
kete an sie und schreibt, als Teil 
des Border Violence Monitoring 
Networks, Berichte über die Ge-
walt an den Grenzen.

Als während der Coronapan-
demie viele Menschen auf der 
Flucht Supermärkte noch nicht 
einmal betreten durften, wurde 
das Vouchers4Food-Projekt ins 
Leben gerufen. Dabei erhalten 
flüchtende Menschen durch 
Spenden Gutscheine, mit de-

nen sie in kooperierenden lo-
kalen Supermärkten und Bä-
ckereien einkaufen können. 
Das hat den Vorteil, dass sie 
sich selbst aussuchen können, 
was sie gerne essen möchten, 
was oft keine Selbstverständ-
lichkeit ist. Außerdem hat es 
den Vorteil, dass die Betroffe-
nen in diesen Läden willkom-
men sind, was sonst nicht im-
mer der Fall ist. Im Norden Bos-
niens etwa können durch dieses 
Programm nun rund 800 Men-
schen einmal in der Woche sel-
ber einkaufen gehen.

Neben den Food-Vouchers 
haben sich die Prioritäten wäh-
rend der Pandemie auf zwei wei-
tere spendenbasierte Projekte 
verschoben: Während Covid-
19-Emergencies Geld sammelt, 
um die Kosten für medizinische 
Versorgung von Flüchtlingen so-
wie der lokalen Bevölkerung auf 
der Balkanroute zumindest teil-
weise zu decken, sorgt sich Pro-
tection um juristischen Schutz 
von Aktivist*innen, die Gewalt 
an den Grenzen überwachen 
und anzeigen. (os)

Kitchen unter anderem: 
donorbox.org/no-name-kitchen 

Menschen mit Essen, Kleidung und Hygienepaketen

Vouchers4Food

1951 Genf — 2021 Brüssel

Wir betrauern die unzähligen Angriffe

Genfer Flüchtlingskonvention

PRO ASYL

Freundinnen und Freunde

Geboren wurde das Individualrecht auf Schutz 1951 unter dem Namen

Genfer Flüchtlingskonvention. Damit war nach jahrzehntelangen Bemühungen eine

einzigartige humanitäre und rechtliche Errungenschaft ins Leben gerufen worden,

die Flüchtlingen grundlegende individuelle Rechte zusicherte.

Im Laufe der vergangenen Jahre wurde die Genfer Flüchtlingskonvention von

der Europäischen Union und ihren Mitgliedsstaaten immer wieder auf brutale

Weise angegri en – ob durch Push-Backs, den EU-Türkei-Deal, die Unterstützung

und Ausbildung der libyschen »Küstenwache« oder den geplanten »New Pact on

Migration and Asylum«.

Der Zustand der Genfer Flüchtlingskonvention macht uns wütend und traurig –

sie wurde insbesondere an den Außengrenzen Opfer der EU-Abschottungspolitik.

www.proasyl.de
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Sam Zamrik kam vor sechs Jahren nach Deutschland. Der 24-jährige syrische Lyriker und Musiker ärgert sich, 
dass es ihm trotz all seiner Bemühungen so schwer gemacht wird, als vollwertiger Mensch anerkannt zu werden

Nummeriert und abgeheftet

Von 

Nach sechs Jahren als Geflüch-
teter in Deutschland ist mir ei-
nes klar geworden: dass Integra-
tion ein unendliches Rennen be-
deutet. Stabilität gibt es für uns 
nicht, Stabilität wird Flüchtlin-
gen wie mir künstlich vorent-
halten. Vielleicht um uns auf 
Trab zu halten, vielleicht damit 
wir nicht zu ehrgeizig werden. 
Flüchtlinge wie ich sind von ei-
ner unsichtbaren Membran um-
geben, die uns in einer anderen 
rechtlichen und damit sozialen 
Realität hält als Menschen, die 
nicht zu den Flüchtlingen ge-
hören. Wenn ich mich also ne-
ben Nichtflüchtlinge setze, sit-
zen wir in unterschiedlichen 
Welten.

Deutschland lässt mir meine 
Zukunft als Bürger eines demo-
kratischen Nationalstaats vors 
Gesicht baumeln und verspricht 
mir diese Zukunft im Gegenzug 
für meine Integration. Ein sol-
cher Deal mag für einen jungen, 
liberalen Denker gut klingen – 
und tatsächlich war ich als Neu-
ling geradezu begeistert, in ei-
nem Land gelandet zu sein, in 
dem ich endlich ein Gleicher un-
ter Gleichen sein konnte, nach-
dem ich mein ganzes Leben lang 
klein gemacht worden war. Ich 
freute mich – ein völliger Neu-
anfang nach so vielen Abbrü-
chen kam mir unglaublich vor! 
Menschenrechte bedeuten Men-

schenwürde – das ist doch so, 
oder?

Nach sechsmonatigem War-
ten in Erstaufnahmeeinrich-
tungen und drei Gesetzesände-
rungen bekam ich 2016 endlich 
meinen Anhörungstermin. Ich 
hatte gebeten, auf Englisch spre-
chen zu dürfen, da ich meine 
Geschichte aufgrund von Trau-
mata nicht auf Arabisch erzäh-
len konnte. Die Frau, die mich 
befragte, sprach auch Englisch, 
fühlte sich aber anscheinend 
unsicher und beschloss, die An-
hörung trotz meiner Bitte von 
dem offensichtlich unfähigen 
Übersetzer auf Arabisch durch-
führen zu lassen. Wenn ich ihn 
in seiner Übersetzung korri-
gierte, begann er nur schneller 
und unklarer zu sprechen. So 
wurde meine ganze Geschichte 
zerpflückt.

Kurze Zeit später, als ich in 
der Notunterkunft auf und ab 
lief und immer wieder den Satz 
„Echte Dichter dichten leichter 
bei Licht“ vor mich hin flüsterte, 
um den verdammten „ch“-Laut 
zu lernen, sagte mir ein ande-
rer Syrer, dass ich in zwei Jahren 
die Staatsangehörigkeit bekom-
men würde, wenn ich so weiter-
machte und den Hunger, den 
ich beim Deutschlernen hatte, 
beibehalten würde.

Doch so kam es trotz anhal-
tenden Hungers nicht, denn 
ein paar Verlegungen von ei-
nem Quartier ins andere später 

erreichte mich der Anhörungs-
bescheid: „Asylstatus nicht zu-
erkannt. Subsidiärer Schutzsta-
tus gestattet.“ Das bedeutete, 
dass ich nur eine Aufenthalts-
erlaubnis für ein Jahr bekam 
und ab nun jedes Jahr meinen 
Aufenthaltstitel erneuern und 
beweisen musste, dass es – jen-
seits des Krieges in Syrien – ei-
nem Grund dafür gab, weiter in 
Deutschland zu bleiben.

Für eine unbefristete Nie-
derlassungserlaubnis muss 
ich nun neben ausreichenden 
deutschen Sprachkenntnissen 
und weiteren Punkten auf ei-
ner sich ständig verlängernden 
und sich ohne Nachvollziehbar-
keit ändernden Checkliste nach-
weisen, dass ich keine Sozial-
hilfe beziehe und mich weiter-
bilde, um einen unbefristeten 
Arbeitsvertrag zu bekommen. 
Die wenigen Momente des Un-
behagens, die die Interviewerin 
beim Englischsprechen emp-
funden hatte, hatten also mein 

Schicksal unwiderruflich für die 
absehbare Zukunft entschieden.

Ein paar Monate später be-
stand ich eine Deutschprü-
fung: Ich hatte nur 70 der ge-
setzlich vorgeschriebenen 600 
Kursstunden benötigt, um ein 
B1-Niveau-Zertifikat zu erhal-
ten – Check! Danach lernte ich, 
wie das deutsche Wahlsystem 
funktioniert. Doch wenn ich 
das Kursmaterial dieses „Ori-
entierungskurses“ einem deut-
schen Freund zeigte, wunderte 
der sich: „So funktioniert das?!“ 
Anscheinend wusste nicht jeder 
Deutsche, was ich nun gelernt 
hatte. Mich hingegen wunderte 
vor allem, warum wir alles über 
ein Wahlsystem lernen sollten, 
wenn wir gar nicht wählen durf-
ten. War Deutschland vielleicht 
tatsächlich daran interessiert, 
uns einzubürgern? Mit dem 
Ausblick auf eine Wahlberechti-
gung ließ Deutschland mir wie-
der eine verheißungsvolle Mög-
lichkeit vors Gesicht baumeln.

Doch es stellt sich heraus, 
dass es vor allem eines war: die 
gute alte Zuckerbrot-und-Peit-
sche-Taktik. Das Zuckerbrot in 
diesem Deal ist die Aussicht 
auf ein Leben jenseits von Ver-
lust und Entmenschlichung; 
die Peitsche ist, dass ich in je-
dem Moment unter den Deut-
schen beweisen muss, entwe-
der „einer der Guten“ oder ein 
unbeschriebenes Blatt zu sein. 
In beiden Fällen bleibt mir nur 

eine Rolle: der dankbare Flücht-
ling; ein Flüchtling, der nachgie-
big und jederzeit bereit ist, be-
fragt zu werden und Anweisun-
gen zu befolgen.

Ich werde entweder fetischi-
siert oder problematisiert, zu ei-
nem Ding gemacht, nummeriert 
und abgeheftet (Marx nannte 
das Verdinglichung). So oder so 
werde ich auf diesem Wege nie 
ein vollwertiger Mensch – denn 
vollwertiges Menschsein ist ein 
Privileg. Meine Vergangenheit, 
all das, was an mir syrisch ist, 
soll modifiziert und ins Lächer-
liche gezogen werden oder es 
soll verschwinden, denn die-
ses Syrischsein in mir ist fremd 
und unheimlich. Die Qualifika-
tionen, Fähigkeiten oder Ideen, 
die ich haben könnte, zählen 
nicht oder werden abgewertet, 
weil sie nicht von einer Auto-
rität ausgestellt worden sind, 
die von deutschen Ämtern an-
erkannt und identifizierbar ist.

Sechs Jahre, vier Aufenthalts-
verlängerungen und ein (nicht-
deutsches) BA später werfe ich 
mich weiter gegen diese un-
sichtbare Membran, um sie 
zu durchdringen. Ich hoffe, ei-
nes Tages einen Tag Stabilität 
zu erleben. Doch die Memb-
ran gewinnt immer noch, weil 
ich mich in mich selbst und in 
mein Exil zurückgezogen habe, 
um geschützt zu bleiben. Die-
ser Flüchtling ist noch auf der 
Flucht, auch wenn er still steht.

Sam Zamrik ist ein in 
Damaskus, Syrien, geborener 
Lyriker, Übersetzer und 
Musiker. An der Universität 
Damaskus studierte er 
Englische Sprache und 
Literatur – bevor er aufgrund 
des Krieges in Syrien das 
Land verlassen musste und 
nach Deutschland kam. 
Kürzlich hat er als Stipendiat 
am Bard College Berlin 
seinen BA in Politik und 
Literatur erworben, im Herbst 
erscheint seine Lyriksamm-
lung „Sophistry of Survival“ 
im Hanser Berlin Verlag. 
Daneben ist er weiter in der 
Untergrund-Musikbewegung 
„New Wave of Syrian Metal“ 
aktiv sowie Manager und 
Texter der Metal-Band 
„Eulen“. Unterstützt wird 
Zamrik von „Weiter Schrei-
ben“, einer Plattform für 
Literatur und Musik des „Wir 
machen das“-Netzwerks. 
Autor*innen aus Kriegs- und 
Krisengebieten arbeiten 
dabei mit deutschsprachigen 
Kolleg*innen zusammen, ihre 
Texte werden online veröf-
fentlicht. So sollen individuel-
le Ressourcen gefördert, 
Möglichkeiten zum Aus-

Teilhabe ermöglicht werden. 
Auf der „Wir machen 
das“-Webseite heißt es: „Wir 
sprechen alle Menschen in 
ihrer Expertise an und nicht 
als Hilfsbedürftige, denn 
unterschiedliche Perspekti-
ven bereichern den hiesigen 
Diskurs.“
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